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Liebe Leserinnen und Leser,

der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 05.11.2025 (I R 37/22) die Anfor-
derungen an die tatsächliche Durchführung eines Gewinnabführungsvertrages 
(GAV) konkretisiert. Mit diesem Urteil weist der BFH alle Beteiligten an einer 
steuerlichen Organschaft mit Gewinnabführungsvertrag (GAV) eindeutig und 
nachdrücklich darauf hin, dass die steuerlichen Wirkungen entsprechender 
Vereinbarungen von der zivilrechtlichen und handelsrechtlichen Durchführung 
des Vertrags abhängen. Insbesondere außerhalb des Aktienrechts ist es in der 
Praxis nicht selten, dass die steuerlichen Vorteile einer Organschaft mit einem 
GAV zwar in Anspruch genommen werden, aber die Folgen eines entsprechen-
den Vertrags und seine Durchführung nur unzulänglich berücksichtigt und über- 
nommen werden.

Der BFH stellt zunächst fest, dass eine körperschaftsteuerrechtliche Organschaft 
voraussetzt, dass ein Gewinnabführungsvertrag gem. § 291 Abs. 1 AktG auf 
mindestens fünf Jahre abgeschlossen und auch in diesem gesamten Zeitraum 
durchgeführt wird.

Er verweist dann darauf, dass der Vertrag während seiner gesamten Dauer – die 
durchaus mehr als fünf Jahre betragen kann – auch tatsächlich gelebt wird. 
Diese Anforderungen aus § 14 Abs. 1 Nr. 3 KStG stehen eindeutig im Vordergrund 
bei der Überprüfung eines Ergebnisabführungsvertrages. 

Was gehört nach Auffassung des I. Senats unbedingt dazu?

1.	Die Feststellung des Jahresabschlusses der Organgesellschaft innerhalb der 
Fristen lt. HGB und ggf. des GmbHG

2.	Die Verbuchung der sich aus dem GAV ergebenden Verbindlichkeit auf Abfüh- 
rung des Gewinns bzw. bei einem Verlust der Forderung an den Organträger 
mit Ausweis der Verbindlichkeit/der Forderung im Jahresabschluss

3.	Erfüllung der Verbindlichkeit durch die Organgesellschaft in angemessener 
Zeit nach der Fälligkeit, d. h. nach der Feststellung des Jahresabschlusses

Die in der Literatur überwiegend vertretenen Auffassungen zum spätesten Zeit- 
punkt der Erfüllung, z.B. bei Beendigung der Organschaft oder auch in einem 
angemessenen Zeitraum danach, werden vom I. Senat abgelehnt, genauso die 
gegensätzliche Meinung, dass die Ansprüche sofort nach Fälligkeit erfüllt 
werden müssen. Das Gericht ist vielmehr der Auffassung, dass eine Erfüllung 
innerhalb von zwölf Monaten nach der Fälligkeit eine angemessene Gesetzes-
auslegung ist.

Die Erfüllung kann durch Zahlung erfolgen, aber auch durch eine Verrechnung 
auf einem Verrechnungskonto mit einem regelmäßigen Rechnungsabschluss  
gem. § 355 HGB. Schließlich ist auch eine Umwandlung (Novation) in ein wert- 
haltiges Darlehen mit angemessener Verzinsung möglich. Diese Regelungen zur 
Erfüllung des GAV waren bisher noch nicht höchstrichterlich geklärt. Es ist zu 
wünschen, dass das Bundesministerium der Finanzen eine zeitliche Übergangs-
frist für nicht entsprechend berücksichtigte Erfüllungen der Gewinnabführungen 
gewährt.

▸ Weiter auf Seite 2

https://www.facebook.com/dornbach.de/#
https://www.youtube.com/channel/UC4KLEKjEypCpslr3XftsmEg
https://www.instagram.com/dornbach.de/
https://www.linkedin.com/company/dornbach
https://www.dornbach.de/de/mediathek.html
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  Fortsetzung Seite 1	

Die Grundsätze zur Erfüllung im Wege der Zahlung, Aufrechnung und Novation 
gelten grundsätzlich auch im Zusammenhang mit der Erfüllung der GAV-Ansprü-
che über Cash-Pool-Gestaltungen. 

In Zweifelsfällen sollte eine der vorstehenden Erfüllungsmöglichkeiten unver-
züglich ergriffen werden. Andernfalls kann es dazu kommen, dass bei einem 
noch nicht fünf Jahre laufenden Vertrag die Wirksamkeit von Anfang an seitens 
der Finanzverwaltung bestritten wird, denn nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 KStG 
muss der GAV während der gesamten Geltungsdauer durchgeführt werden.

Der Beginn des Zwölfmonatszeitraums bei zivilrechtlicher „Fälligkeit“ der An- 
sprüche aus dem GAV birgt erhebliche steuerliche Risiken. Diesen Unsicherhei-
ten sollte dadurch Rechnung getragen werden, dass für den Beginn des Zwölf-
monatszeitraums – ungeachtet einer etwaigen früheren Fälligkeit der Ansprüche 
aus dem GAV – einheitlich auf den Zeitpunkt der Feststellung des Jahresab-
schlusses abgestellt wird, wobei die tatsächliche Feststellung durch die Gesell- 
schafter und nicht der Ablauf der gesetzlichen Feststellungsfrist maßgebend 
sein sollte. Sollte sich die Finanzverwaltung dazu entschließen, die Urteils-
grundsätze auch in Bezug auf das Erfordernis einer zeitnahen Erfüllung der 
Ansprüche aus dem GAV über den entschiedenen Einzelfall hinaus anzuwen-
den, sollten diese erstmalig auf Wirtschaftsjahre angewendet werden, die nach 
Veröffentlichung des Urteils vom 05.11.2025 am 12.03.2026 enden.

Die Nichtanerkennung einer Organschaft führt zur Nachversteuerung bei der 
Organgesellschaft. Überdies können zusätzliche Zinsen und Säumniszuschläge 
anfallen.

Bei Fragestellungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Rolf Groß
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
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  Termine Juli 2026	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

1Für den abgelaufenen Monat. 

2Für den abgelaufenen Monat, bei Viertel- 
jahreszahlern für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für 
das vorangegangene Kalenderjahr. 

3Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 

Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
27.07.2026, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.07.20261	 13.07.2026	 10.07.20262

	 10.09.2026	 14.09.2026	 10.09.2026

	 10.09.20263	 14.09.2026	 10.09.20264

	 10.07.20263	 13.07.2026	 10.07.20264

	 17.08.20264	 20.08.2026	 17.08.2026

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 29.07.2026	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Werbungskostenabzug bei   
  Dienstreisen mit Privatwagen   
  statt Firmenwagen?  

Die Beteiligten streiten über die steuerliche 
Anerkennung der durch die Nutzung eines 
privaten Pkw entstandenen Aufwendungen 
als Werbungskosten. Der nichtselbststän-
dig beschäftigte Kläger bekam von seinem 
Arbeitgeber einen Firmenwagen gestellt, 
der auch privat genutzt werden durfte, sofern 
keine dienstlichen Belange entgegenstan-
den. Soweit der Firmenwagen für Dienst-
reisen eingesetzt wurde, erstattete der 
Arbeitgeber die entstandenen Tankkosten. 
Bei genehmigter Nutzung eines Privatfahr-
zeugs für Dienstreisen erstattete der 
Arbeitgeber eine Kilometerpauschale von 
0,30 Euro. Diese Genehmigung erteilte der 
Arbeitgeber nur in Ausnahmefällen. Im 
Streitjahr 2021 unternahm der Kläger drei 
Dienstreisen mit seinem Privatfahrzeug. In 
seiner Einkommensteuererklärung machte 
er dafür Fahrtkosten in Höhe von 3.758 Euro 
als Werbungskosten geltend (1.648 km × 
2,28 Euro/km). Der angesetzte Kilometer-
satz von 2,28 Euro basierte auf den bereits 
für das Jahr 2018 ermittelten fahrzeugbe-
zogenen Kosten seines Privatwagens.

Das Finanzamt hat den Kostenabzug abge- 
lehnt. Es meinte, es sei nicht ausreichend 
belegt, wie viele beruflich veranlasste Kos- 
ten tatsächlich entstanden sind. Außerdem 
sah es die Fahrt zu dem Abteilungstreffen 
nicht als beruflich an, sondern als privat. 
Das Niedersächsische Finanzgericht gab 
zunächst dem Kläger recht und erkannte die 
Kosten an. Der Bundesfinanzhof entschied 
jedoch anders: Er gab der Revision des 
Finanzamts statt. Nach seiner Auffassung 
hätte das Finanzgericht die Fahrtkosten 
mit dem Privatwagen nicht als Werbungs-
kosten anerkennen dürfen (Az. VI R 30/24).

  „Erste Betriebsstätte“:   
  Beschränkter Betriebsausgaben-   
  abzug für Fahrten zwischen   
  Wohnung und Betriebsstätte  

Ein Selbstständiger ermittelte seinen 
Gewinn nach den allgemeinen Regeln des 

Einkommensteuergesetzes. Er hatte ein Büro 
mit Angestellten, von dem aus er sein Ge- 
werbe betrieb. Das Büro galt gegenüber 
dem Finanzamt als seine Betriebsstätte. 
Für seinen betrieblichen Pkw, der zum Be- 
triebsvermögen gehörte, hatte er kein Fahr-
tenbuch geführt. Deshalb wurde die sog. 
1%-Regelung angewendet, mit der die pri- 
vate Nutzung pauschal versteuert wird. 
Nach einer Betriebsprüfung hatte das Fi- 
nanzamt die Steuerbescheide geändert 
und die geltend gemachten Betriebsausga-
ben für den Pkw um pauschale Kosten für 
Fahrten zwischen Wohnung und Büro (0,03 % 
des Listenpreises je Entfernungskilometer) 
gekürzt. Grundlage waren 220 Fahrten pro 
Jahr. Dagegen hatte sich der Kläger gewehrt.

Der Bundesfinanzhof gab der Finanzbehör-
de und dem Finanzgericht recht (Az. III R 
18/25). Die Betriebsausgaben für die Fahr- 
ten des Klägers zwischen seiner Wohnung 
und seinem Büro in den Streitjahren 2015 
bis 2017 können nur beschränkt abgezo-
gen werden, weil das Büro des Klägers 
eine Betriebsstätte darstellt. Eine Betriebs-
stätte im Sinne des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 
EStG ist der Ort, an dem oder von dem aus 
ein selbstständig Tätiger seine Leistung 
gegenüber den Kunden erbringt. Der 
Begriff setzt eine ortsfeste, dauerhafte 
betriebliche Einrichtung voraus, die der 
Steuerpflichtige nicht nur gelegentlich, 
sondern mit einer gewissen Nachhaltig-
keit, das heißt fortdauernd und immer 
wieder, zur Ausübung seiner beruflichen 
Tätigkeit aufsucht. Diese bisherige 
normspezifische Auslegung des Begriffs 
„Betriebsstätte“ durch den Bundesfinanz-
hof sei auch nach der Neuordnung des 
steuerlichen Reisekostenrechts ab dem 
Veranlagungszeitraum 2014 durch das 
Gesetz zur Änderung und Vereinfachung 
der Unternehmensbesteuerung und des 
steuerlichen Reisekostenrechts vom 
20.02.2013 (BStBl I 2013 S. 188) weiterhin 
maßgeblich.

  Mobiles Arbeiten vom Ausland   
  aus möglich – Steuerliche Kon-   
  sequenzen bedenken!  

In Deutschland gilt der Grundsatz: Wer im 
Inland Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, ist mit seinem Welteinkom-
men in Deutschland steuerpflichtig; die 
tatsächliche Besteuerung ausländischer 
Einkünfte richtet sich jedoch nach den 
einschlägigen Doppelbesteuerungsabkom-
men (Freistellung oder Anrechnung).

Schwierig wird es, wenn man seine Arbeit 
in Deutschland behält, aber ganz ins 
Ausland zieht. In gewissen Positionen 
lässt sich die meiste Arbeit selbst im 
sonnigen Süden erledigen und für ein paar 
Besprechungen reicht die Couch oder das 
Gästezimmer beim Kollegen oder im Hotel.

Für alles, was über übliche Urlaubsreisen 
hinaus geht, sollte geplant werden, wer 
wann wie viel Homeoffice im Ausland 
machen darf. Bei langen und/oder 
wiederkehrenden Auslandsaufenthalten 
kann vielleicht sogar die deutsche 
Lohnsteuer wegfallen. Arbeitgeber müssen 
jedoch vielleicht Lohnsteuer im Ausland 
entrichten! Wenn Mitarbeitende, die 
normalerweise im Ausland arbeiten und 
dort Steuern, ggf. Sozialabgaben zahlen, 
längere Zeit oder regelmäßig in Deutsch-
land sind, z. B. im Rahmen eines Projekts, 
müssen diese evtl. in Deutschland 
angemeldet werden!

  Gewährung von Vertrauensschutz   
  setzt bei innergemeinschaftlichen   
  Lieferungen keine Gelangens-   
  bestätigung voraus – Lieferung   
  bleibt umsatzsteuerfrei  

Ein Steuerberater verkaufte 2018 einen 
Pkw an eine rumänische Firma. Er prüfte 
deren USt-IdNr., ließ sich einen Handelsre-
gisterauszug geben und erhielt den Kauf- 
preis bar. Im Vertrag verpflichtete sich der 
Käufer, das Auto nach Rumänien zu bringen. 
Eine Gelangensbestätigung (Nachweis, 
dass der Wagen dort angekommen ist) 
wurde aber trotz Mahnungen nie zurück-
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gesandt. Der Steuerberater behandelte 
den Verkauf als umsatzsteuerfrei (innerge-
meinschaftliche Lieferung). Das Finanzamt 
lehnte ab: Es fehle die Gelangensbestäti-
gung, der Wagen wurde nie in Rumänien, 
sondern nach der Abmeldung wieder in 
Deutschland zugelassen. Das Finanzge-
richt gab zunächst dem Finanzamt recht: 
Ohne Gelangensbestätigung sei der gesetz-
lich geforderte Nachweis nicht erbracht. 
Auf „guten Glauben“ könne sich der Verkäu-
fer nicht berufen, wenn er dieses zentrale 
Nachweisdokument nie erhielt. Er hätte  
z. B. eine Kaution einbehalten können, bis 
die Bestätigung vorgelegen hätte.

Der Bundesfinanzhof gab jedoch dem Kläger 
recht und entschied, dass die Gewährung 
von Vertrauensschutz nach § 6a Abs. 4 
Satz 1 UStG – jedenfalls seit Inkrafttreten 
des § 17a UStDV i. d. F. der Elften Verord-
nung zur Änderung der UStDV vom 
25.03.2013 (BGBl. I 2013, 602) zum 
01.10.2013 – nicht voraussetzt, dass der 
Unternehmer eine Gelangensbestätigung 
besitzt (Az. V R 3/25). Wenn ein Unterneh-
mer eine Lieferung als steuerfrei behandel-
te, obwohl die Voraussetzungen für die 
Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen 
Lieferung nicht vorlagen, sei die Lieferung 
trotzdem als steuerfrei anzusehen, wenn 
die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung 
auf unrichtigen Angaben des Abnehmers 
beruhte und der Unternehmer die Unrich- 
tigkeit dieser Angaben auch bei Beachtung 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
nicht erkennen konnte.

  Vollverzinsung der Umsatzsteuer   
  verstößt nicht gegen Unionsrecht  

Das Finanzamt hatte bei der Klägerin einen 
Vorsteuerabzug korrigiert, den die Klägerin 
zuvor zu Unrecht geltend gemacht hatte, 
was zu Steuernachforderungen und nach  
§ 233a AO zu einer Verzinsung dieser Steuer-
nachforderungen zulasten der Klägerin 
führte. Gegen diese Nachforderungszinsen 
wandte sich die Klägerin. Sie machte im 
Wesentlichen geltend, die Vollverzinsung 
im Bereich der Umsatzsteuer verstoße 
gegen das Unionsrecht, da es sich um eine 

Sanktion handele, die mit dem Unions-
recht, insbesondere mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz, unvereinbar sei. 

Der Bundesfinanzhof widersprach dieser 
Auffassung (Az. V R 7/24). Die Vollverzin-
sung schaffe einen Ausgleich zwischen 
den Steuerschuldnern, die zu unterschied-
lichen Zeitpunkten zur Steuer herangezo-
gen werden, und wirke gleichermaßen 
zugunsten und zulasten der Steuerpflichti-
gen. Die Richter stellten klar, dass § 233a 
AO weder Unionsrecht durchführt noch 
sonst in den Anwendungsbereich des 
Unionsrechts fällt.

  Doppelbesteuerung der nichtehe-   
  lichen Lebensgefährtin für Hinter-   
  bliebenenleistung aus Direktver-   
  sicherung ist rechtmäßig  

Die Lebensgefährtin eines Verstorbenen 
erhielt aus einer betrieblichen Direktversi-
cherung eine Hinterbliebenenleistung von 
213.402,11 Euro. Diese Zahlung wurde 
bereits der Einkommensteuer unterworfen 
und zusätzlich vom Finanzamt als erbschaft-
steuerpflichtiger Erwerb behandelt. Nach 
Abzug eines Freibetrags von 20.000 Euro 
setzte das Finanzamt Erbschaftsteuer von 
rund 58.000 Euro fest. Die klagende Lebens-
gefährtin hielt dies für ungerecht, weil 
Ehegatten in ähnlichen Fällen erbschaft-
steuerfrei bleiben und sie zudem eine 
Überbesteuerung (insgesamt ca. 58 % 
Belastung) rügte. Sie sah darin einen 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz 
und wollte eine Steuerbefreiung geltend 
machen.

Das Finanzgericht München wies die Klage 
ab: Die „Doppelbesteuerung“ (Einkom-
mensteuer plus Erbschaftsteuer) der 
Lebensgefährtin eines Verstorbenen für 
eine Hinterbliebenenleistung ist verfas-
sungsrechtlich zulässig (Az. 4 K 2179/25). 
Die Zahlung ist nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG 
als Erwerb von Todes wegen steuerpflich-
tig, da die Klägerin keine Witwenrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung erhal-
ten kann, weil sie nicht mit dem Verstorbe-
nen verheiratet war. Eine unzulässige 

Übermaßbesteuerung liege nicht vor. 
Steuerbefreiungen greifen bei einer nicht 
verheirateten Lebensgefährtin nicht.

  Gewerbesteuerliche Hinzurech-   
  nung von Hotelzimmermieten bei   
  einem Veranstalter für Konfe-   
  renzen, Events und Reisen  

Eine GmbH organisierte Konferenzen und 
Events und mietete dafür regelmäßig Hotel-
zimmer, Räume und Technik an, die sie 
ihren Kunden weiterberechnete. Das Finanz-
amt rechnete diese Mietkosten dem gewerb-
lichen Gewinn hinzu, das Finanzgericht 
lehnte das ab.

Der Bundesfinanzhof widersprach dem 
Finanzgericht: Auch gemietete Wirtschafts-
güter können fiktives Anlagevermögen sein, 
wenn sie nach Art und Nutzung auf Dauer 
für den Betrieb gebraucht würden (Az. III R 
28/24). Sie müssten nicht zum Kerngeschäft 
gehören oder ständig dieselben Objekte 
sein. Entscheidend sei das Geschäftskon-
zept. Wenn Immobilien (z. B. auch Hotel- 
zimmer) so regelmäßig und planmäßig 
benötigt werden, dass sie quasi ständig 
verfügbar sein müssen, könne eine Hinzu- 
rechnung erfolgen, auch wenn sie nur kurz-
zeitig gemietet würden und untereinander 
austauschbar seien. Da das Finanzgericht 
hierzu zu wenig festgestellt hatte, verwies 
der Bundesfinanzhof die Sache zurück.

Hinweis
Die Entscheidungen betreffen besonders 
Eventunternehmen und Firmen, die 
regelmäßig Unterkünfte für Mitarbeiter 
anmieten.

  Überprüfung der Steuerbegünsti-   
  gung von Vereinen – Finanzämter   
  informieren über Abgabepflicht  

Viele Vereine könnten demnächst vom 
Finanzamt ein Informationsschreiben zur 
Abgabe der Steuererklärungen erhalten, da 
das Finanzamt in der Regel alle drei Jahre 
überprüft, ob Vereine und andere Organi-
sationen (z. B. Stiftungen), die gemeinnüt-
zige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
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verfolgen (z. B. Sport- und Musikvereine, 
Fördervereine von Schulen oder Kinderta-
gesstätten, Naturschutzvereine usw.), in 
der zurückliegenden Zeit mit ihren Tätigkei-
ten die Voraussetzungen für die Befreiung 
von der Körperschaft- und Gewerbesteuer 
erfüllt haben.

Zu diesem Zweck müssen die Vereine bei 
ihrem zuständigen Finanzamt eine Steuer- 
erklärung (Vordruck „KSt 1“ mit der „Anlage 
Gem“) sowie u. a. Kopien ihrer Kassenbe-
richte und Tätigkeits- bzw. Geschäftsbe-
richte abgeben.

•	 Da der Prüfungszeitraum nicht bei allen 
Vereinen zum gleichen Zeitpunkt endet, 
sind von der jetzt beginnenden Überprü-
fung nicht sämtliche Vereine betroffen. 
Viele werden jedoch ein Anschreiben 
des Finanzamtes erhalten, welches über 
die Abgabepflicht der Unterlagen 
informiert.

•	 Steuerbegünstigte Vereine, die keine 
steuerliche Beratung haben, müssten 
dann ihre Steuererklärung bis zum 
31.07.2026 einreichen. 

•	 Es kann ein Antrag auf Fristverlänge-
rung gestellt werden, wenn Vereine 
nicht in der Lage sind, diese Frist ein- 
zuhalten. Über den Antrag entscheidet 
das für den Verein örtlich zuständige 
Finanzamt nach allgemeinen Grundsät-
zen. 

•	 Die Steuererklärungen sind grundsätz-
lich elektronisch über das Online-Portal 
„Mein ELSTER“ zu übermitteln. 

Vereinfachte Überprüfung der  Steuer-
befreiung  
Wurden im Prüfungszeitraum nur geringe 
Einnahmen erzielt (insbesondere steuer-
pflichtige Umsätze von weniger als 25.000 
Euro pro Jahr), kann eine vereinfachte 
Überprüfung der Steuerbefreiung erfolgen. 
Hierfür muss zwingend der Vordruck 
„Anlage zur Gemeinnützigkeitserklärung“ 
(„Gem 1 – Anlage“) vollständig ausgefüllt 
und zusätzlich zur Körperschaftsteuerer-

klärung (Vordruck „KSt 1“ und „Anlage 
Gem“) eingereicht werden.

In diesem Fall müssen Kassenberichte 
oder sonstige Unterlagen und Belege über 
die Einnahmen und Ausgaben zunächst 
nicht eingereicht werden. Geschäfts- oder 
Tätigkeitsberichte etc. müssen jedoch 
stets abgegeben werden. Diese Unterlagen 
sowie der Vordruck „Gem 1 – Anlage“ 
können über ELSTER an das zuständige 
Finanzamt übermittelt werden. Hierzu 
steht das Formular „Belegnachreichung 
zur Steuererklärung“ zur Verfügung. Diese 
Unterlagen können auch in Papierform 
beim Finanzamt eingereicht werden.

  Grundsteuer (Bundesmodell):   
  Was passiert mit laufenden   
  Einsprüchen?  

Die neue Grundsteuer wird je nach Bundes-
land unterschiedlich berechnet. In den Län-
dern, die das sog. Bundesmodell anwen-
den, läuft es vereinfacht so ab: Zuerst 
stellt das Finanzamt den Grundsteuerwert 
fest. Daraus wird mit der gesetzlich fest- 
gelegten Steuermesszahl der Grundsteuer-
messbetrag berechnet. Auf diesen Mess- 
betrag wendet anschließend die Gemeinde 
ihren Hebesatz an. Erst daraus ergibt sich 
die tatsächlich zu zahlende Grundsteuer. 
Das betrifft nicht Bayern, Baden-Württem-
berg, Niedersachsen, Hamburg und Hessen.

Das Bundesmodell bleibt umstritten. Der 
Bundesfinanzhof hat die neuen Bewer-
tungsregeln zwar in mehreren Urteilen vom 
12.11.2025 zunächst für verfassungsgemäß 
gehalten, dennoch sind inzwischen Verfas- 
sungsbeschwerden beim Bundesverfas-
sungsgericht anhängig (Az. 1 BvR 472/26 
und 1 BvR 551/26). Für Eigentümer von 
Immobilien stellt sich daher vor allem die 
Frage, was mit bereits eingelegten Einsprü-
chen passiert.

Ist ein Einspruch noch offen, kann es sinn- 
voll sein, auf die anhängigen Verfahren 
beim Bundesverfassungsgericht hinzuwei-
sen und das Einspruchsverfahren bis zur 
Entscheidung ruhen zu lassen. Wichtig ist 

dabei der richtige Bescheid: Wer die Bewer-
tung des Grundstücks angreifen will, muss 
in der Regel gegen den Grundsteuerwert-
bescheid und/oder den Grundsteuermess-
bescheid (beides Finanzamt) vorgehen – 
nicht erst gegen den Grundsteuerbescheid 
der Gemeinde.

Wichtig: Ein ruhender Einspruch bedeutet 
nicht, dass vorerst nichts zu zahlen ist. Die 
festgesetzte Grundsteuer bleibt grundsätz-
lich fällig; das Einspruchsverfahren wird 
lediglich bis zur Klärung der Verfassungs-
frage nicht entschieden.

Unabhängig von der Verfassungsfrage lohnt 
sich ein Blick auf mögliche Fehler im Einzel-
fall. Häufige Punkte sind z. B. falsche 
Wohn- oder Grundstücksflächen, eine 
unzutreffende Grundstücksart oder feh- 
lerhafte Bodenrichtwertangaben. Solche 
Korrekturen können auch dann wichtig 
sein, wenn die Verfassungsbeschwerden 
später keinen Erfolg haben.

Hinweis
Wer Einspruch eingelegt hat, sollte 
prüfen (lassen), ob das Verfahren noch 
offen ist und ob die Begründung ggf. 
ergänzt werden sollte. 

  Jahresabschlüsse von Unter-   
  nehmen: Vorsicht bei „Fake-   
  Zahlungsaufforderungen“  

Das Bundeszentralamt für Steuern und das 
Bundesamt für Justiz warnen immer wieder 
vor betrügerischen E-Mails mit Zahlungs-
aufforderungen. Unternehmen hätten an- 
geblich ihre Jahresabschlüsse nicht ver- 
öffentlicht und sollten jetzt an die ange- 
gebene Bankverbindung überweisen. Tun 
Sie es nicht! Klicken Sie nicht auf irgend- 
welche Links! Öffnen Sie keine Anhänge! 
Auch, wenn viel Druck gemacht wird.

Richtig ist:
•	 Es gibt ein Bundeszentralamt für 

Steuern. Das Bundeszentralamt mit 
Hauptsitz in Bonn hat aber nichts mit 
der Veröffentlichung von Jahresab-
schlüssen zu tun.
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•	 Dafür ist nämlich das Bundesamt für 
Justiz zuständig. Sie bekommen 
tatsächlich Post von dieser Behörde aus 
Bonn, wenn ein Bußgeld gegen Sie 
wegen der (verspäteten) Veröffentli-
chung von Jahresabschlüssen festge-
setzt wird. 

•	 Kapitalgesellschaften, insbesondere 
GmbHs, aber auch bestimmte Personen-
handelsgesellschaften wie eine GmbH & 
Co. KG müssen jährlich Informationen 
aus ihrer Rechnungslegung fristgerecht 
offen- bzw. hinterlegen.

•	 Richtig ist (leider) auch: Die Veröffentli-
chung im Bundesanzeiger kostet – und 
zwar nicht wenig! So verlangt die 
amtliche Publikationsplattform bis zu 
2,50 Euro-Cent pro sichtbarem Zeichen, 
wenn Scans oder Dokumente mit 
gescannten Bestandteilen eingereicht 
werden. Allein für den Posten „Forderun-
gen aus Lieferungen und Leistungen“ ist 
das knapp ein Euro zusätzlich – nur für 
die Aufbereitung bei der Publikations-
Plattform. 

•	 Wenn ein Unternehmen seinen Veröf-
fentlichungspflichten nicht nachkommt, 
wird ein Bußgeld von mindestens 2.500 
Euro bis zu 25.000 Euro festgesetzt – 
und das kann die Behörde vollstrecken 
lassen.

Betrüger nutzen jedoch scheinbar oft das 
Halbwissen über die Pflichten und die 
Sanktionen aus. Verbreitet sind betrügeri-
sche Zahlungsaufforderungen wegen einer 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger – of-
fenbar mit dem Absender „Bundesamt der 
Justiz“, manchmal auch mit Bußgeld-
Androhung.

Hinweis
Wenn eine Rechnung von einer dubiosen 
Quelle kommt, ist es im Zweifel besser, 
beim Spezialisten in Sachen Rechnungs-
legung nachzufragen.

  Kennzeichnung von KI-generierten   
  Inhalten: EU-Kommission   
  veröffentlicht Verhaltenskodex  

Die Europäische Kommission hat den end- 
gültigen Verhaltenskodex zur Kennzeich-
nung von KI-generierten Inhalten veröffent-
licht. Der Kodex ist freiwillig und enthält 
praktische Maßnahmen, die Anbietern und 
Nutzern generativer Systeme künstlicher 
Intelligenz (KI) dabei helfen sollen, die 
Transparenzpflichten das KI-Gesetzes zu 
erfüllen. Sie gelten ab dem 2. August 2026.

Klare Kennzeichnung von Deepfakes und 
KI-generierten Texten
Ab diesem Zeitpunkt schreibt das KI-Gesetz 
in wichtigen Fällen eine eindeutige Kenn- 
zeichnung vor. Deepfakes und KI-generier-
te oder mithilfe von KI bearbeitete Texte, 
die zu Themen von öffentlichem Interesse 
veröffentlicht werden, müssen eindeutig 
gekennzeichnet werden.

Informationspflicht bei Chatbots
Nutzer müssen zudem darüber informiert 
werden, wenn sie mit einem interaktiven 
KI-System, wie beispielsweise einem 
Chatbot interagieren. Diese Transparenz-
anforderungen helfen den Menschen 
dabei, zu erkennen, wann Inhalte durch KI 
generiert oder verändert wurden. Das 
verringert das Risiko von Täuschung und 
Manipulation.

Henna Virkkunen, Exekutiv-Vizepräsidentin 
für technologische Souveränität, Sicher-
heit und Demokratie, sagte: „Die Europäe-
rinnen und Europäer haben ein Recht 
darauf, zu erfahren, ob das, was sie sehen, 
hören oder lesen, von KI erstellt oder ver- 
ändert wurde, insbesondere wenn solche 
Inhalte die öffentliche Debatte beeinflus-
sen können. Durch Transparenz schaffen 
wir Vertrauen. Dieser Verhaltenskodex 
bietet KI-Anbietern und -Anwendern eine 
klare und praktische Möglichkeit, KI-gene- 
rierte Inhalte und Deepfakes im Einklang 
mit den Bestimmungen des KI-Gesetzes zu 
kennzeichnen, die ab dem 2. August 
gelten. Ich fordere sie auf, sich an den 
Kodex zu halten und bei der Entwicklung 

und dem Einsatz verantwortungsvoller und 
vertrauenswürdiger KI eine Vorreiterrolle 
zu übernehmen.“

Nächste Schritte
Der Kodex steht nun zur Unterzeichnung 
bereit. Die Kommission lädt alle Anbieter 
und Betreiber zur Unterzeichnung ein.

Der Kodex wird durch Leitlinien der 
Kommission ergänzt.
Europäische Kommission Pressemitteilung 
vom 10.06.2026.
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit: 

Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE
Bad Homburg · Bergisch Gladbach · Bergisch Gladbach /  
NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt ·  Dessau-Roßlau · 
Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · Frielendorf  · 
Fritzlar · Gießen · Gießen / NL von Frankfurt am Main · 
Homberg / Efze  ·  Koblenz ·  Köln · Lutherstadt Wittenberg · 
Mainz · Marburg · München · Pirna · Pößneck bei Jena · 
Saarbrücken · Solingen · Wetzlar - DORNBACH - Med 
GmbH & Co. KG · Wetzlar - DORNBACH FRP · Wiesbaden 

  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Dienstag, 08. September 2026, 11.00 – 12.00 Uhr – RISIKOMANAGEMENT IM MITTELSTAND: 
STRATEGISCHE CHANCEN ERKENNEN, HAFTUNGSRISIKEN VERMEIDEN

Referenten: Dipl.-Kaufmann Christian Koch, Wirtschaftsprüfer, Geschäftsführender Gesellschafter und  
Dr. Julia Vollmer, Certificate in Sustainability Reporting, Manager Sustainability Services

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.    

Dienstag, 15. September 2026, 14.30 – 16.00 Uhr – BETRIEBSPRÜFUNG SOUVERÄN STEUERN

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführender 
Gesellschafter bei DORNBACH

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.    

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 

mailto:lschmidt%40dornbach.de?subject=
https://www.dornbach.de/de/risikomanagement-im-mittelstand.html
https://www.dornbach.de/de/betriebspruefung-souveraen-steuern.html
https://www.dornbach.de/de/events.html

